
BGer 5A_722/2023 vom 2. November 2023
Bundesgericht, 2023-11-02, DE

Quelle: https://mcp.opencaselaw.ch/entscheid/bger_5A_722_2023

FR: TF 5A_722/2023 du 2 novembre 2023

IT: TF 5A_722/2023 del 2 novembre 2023

Erwägungen

E. 1.1
Entscheide der oberen oder einzigen kantonalen Aufsichtsbehörde in Schuldbetreibungs-
und Konkurssachen unterliegen streitwertunabhängig der Beschwerde in Zivilsachen ( Art.
72 Abs. 2 lit. a, Art. 74 Abs. 2 lit. c und Art. 75 Abs. 1 BGG ). Damit erweist sich die
vorsorglich erhobene subsidiäre Verfassungsbeschwerde als unzulässig ( Art. 113 BGG ).

E. 1.2
Nach Art. 42 Abs. 2 BGG ist in der Beschwerdebegründung in gedrängter Form darzulegen,
inwiefern der angefochtene Akt Recht verletzt. Die beschwerdeführende Partei hat in
gezielter Auseinandersetzung mit den für das Ergebnis des angefochtenen Entscheides
massgeblichen Erwägungen aufzuzeigen, welche Rechte bzw. Rechtsnormen die
Vorinstanz verletzt haben soll ( BGE 140 III 86 E. 2; 140 III 115 E. 2). Strengere
Anforderungen gelten für Verfassungsrügen ( Art. 106 Abs. 2 BGG ). In der
Beschwerdeschrift ist klar und detailliert anhand der Erwägungen des angefochtenen
Entscheids darzulegen, welche verfassungsmässigen Rechte und inwiefern sie durch den
kantonalen Entscheid verletzt sein sollen ( BGE 142 III 364 E. 2.4 ; 134 I 83 E. 3.2).

E. 2
Das Vorbringen des Beschwerdeführers, die im Zahlungsbefehl genannte
Verfügung/Rechnung des Handelsregisteramts des Kantons Solothurn vom 22. Februar
2022 sei nichtig, weil die Rechnung an den falschen Adressaten ausgestellt worden sei, ist
nicht zulässig. Weder dem Betreibungsamt noch der Aufsichtsbehörde steht es zu, über die
Begründetheit der in Betreibung gesetzten Forderung zu entscheiden ( BGE 140 III 481 E.
2.3.1). Denn ein Zahlungsbefehl als Grundlage des Vollstreckungsverfahrens kann
grundsätzlich gegenüber jedermann erwirkt werden, unabhängig davon, ob tatsächlich eine
Schuld besteht oder nicht ( BGE 125 III 149 E. 2a; 113 III 2 E. 2b; Urteil 5A_1020/2018
vom 11. Februar 2019 E. 5.1). Allein die Behauptung des Beschwerdeführers, der
Forderung des Betreibungsgläubigers fehle jegliche Grundlage, lässt die Betreibung somit
nicht als rechtsmissbräuchlich erscheinen. Der Beschwerdeführer legt nicht dar, inwiefern
vorliegend der Betreibungsgläubiger sachfremde Ziele verfolgen sollte, welche mit der
Zwangsvollstreckung nicht das Geringste zu tun haben. Im Übrigen scheint der
Beschwerdeführer mit der Wiederholung seiner Behauptung, die Verfügung/Rechnung des
Handelsregisteramts des Kantons Solothurn vom 22. Februar 2022 sei nichtig, eine
inhaltliche Überprüfung des Rechtsöffnungsentscheids anzustreben (vgl. Urteil
5D_71/2023 vom 18. Oktober 2023 E. 4), wozu die Beschwerde nach Art. 17 ff. SchKG
nicht zur Verfügung steht.

E. 3



Die Vorinstanz hat erwogen, die auf S. 8 des Entscheids der unteren Aufsichtsbehörde vom
24. Mai 2023 angebrachte Unterschrift stimme mit derjenigen überein, welche der
Schuldbetreibungs- und Konkurskommission von Gerichtspräsidentin Keller bekannt sei.
Somit bestehe kein Zweifel, dass dieser Entscheid tatsächlich von der (örtlich, sachlich und
funktionell zuständigen) Gerichtspräsidentin gefällt und unterzeichnet worden sei. Zwar
wäre es im Rahmen der Unterzeichnung der Instruktionsverfügungen vom 24. April 2023
und 4. Mai 2023 aus Transparenzgründen angezeigt gewesen, die gemäss § 49 Abs. 1 des
Gerichtsorganisationsgesetzes (des Kantons Aargau) vom 6. Dezember 2011 (GOG/AG;
SAR 155.200) zulässige Vertretung durch einen anderen Gerichtspräsidenten mit dem
Vermerk "i.V." vor der Unterschrift kenntlich zu machen, doch sei dies für die Frage der
Gültigkeit des Entscheids ohne Belang. Vor Bundesgericht äussert der Beschwerdeführer
über die unterbliebene Kenntlichmachung der Vertretung zwar seinen Unmut. Inwiefern die
vorinstanzlichen Erwägungen Bundesrecht verletzen, zeigt er jedoch nicht auf ( Art. 42
Abs. 2 BGG ).

E. 4
Der Beschwerdeführer verlangt sinngemäss ferner, dass die Vorinstanz auf das kantonal
gestellte Ausstandsgesuch einzutreten und dieses gutzuheissen habe. Er geht aber nicht
näher auf die vorinstanzliche Feststellung ein, er habe nicht näher begründet, weshalb
Oberrichter Holliger im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG befangen sein könnte.
Auch mit dem vorinstanzlichen Hinweis, dass die Mitwirkung an früheren Verfahren für
sich genommen keinen Ausstandsgrund bildet, setzt sich der Beschwerdeführer nicht
rechtsgenüglich auseinander.

E. 5
Schliesslich zeigt der Beschwerdeführer nicht auf, dass er vor der Vorinstanz ein Gesuch
um unentgeltliche Rechtspflege gestellt hätte, welches übergangen worden wäre. Die
Behauptung des Beschwerdeführers, dass die Vorinstanz ein solches wegen
Aussichtslosigkeit abgewiesen hätte, trifft ausweislich des angefochtenen Entscheids nicht
zu. Ohnehin hat die Vorinstanz gestützt auf Art. 20 Abs. 2 Ziff. 5 SchKG für das
Beschwerde- bzw. Weiterziehungsverfahren keine Kosten erhoben.

E. 6
Nach dem Gesagten ist die Beschwerde abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist. Wie die
vorstehenden Erwägungen zeigen, war die Beschwerde von Anfang an aussichtslos,
weshalb es an den materiellen Voraussetzungen für die unentgeltliche Rechtspflege fehlt (
Art. 64 Abs. 1 BGG ) und das betreffende Gesuch abzuweisen ist. Die Gerichtskosten sind
dem Beschwerdeführer aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ).
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